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Schweizer Cup
Der FCWinterthur und
auch der SCVeltheim
haben Chancen auf die
Sechzehntelfinals. Seite 33

Nachwuchs
In kurzen Stücken zeigen
amTheater Spektakel
junge Talente, wohin
ihre Reise geht. Seite 23

Gegen den Strom
Was ist dran amHype
umden TeslaModel S?
Wir haben den
Elektroflitzer «mal ausprobiert». Seite 13

Vormittag
11°

Nachmittag
19°

Wetter Seite 20

Städte und Banken schreiben
Millionen ab wegen Biorender
Winterthur Stadtrat gfeller (grüne) hat gestern präsentiert,
wie sich Winterthur von der biogasanlage verabschieden will.
die beteiligten Städte verlieren aktien, die banken millionen.
gfeller selber glaubt aber nach wie vor an die Fleischvergärung.

Mitte September ist Biorender
konkursit,wenndieStädteunddie
Gläubigerbanken nicht «in gros-
sen Teilen auf ihre Forderungen
verzichten». Diese Meldung von
Stadtwerk Winterthur kam ges-
tern nicht überraschend, und sie
tönt wie das letzte Kapitel einer
langen Geschichte. Winterthur
hatdiedreiMillionenFrankenAk-

tienkapital bereits per Ende 2013
abgeschrieben, nun soll auch das
formelle Ende der Beteiligung
kommen. Dasselbe gilt für die
Städte St.Gallen, Schaffhausen,
Uzwil und Flawil, die wieWinter-
thur ihren Verpflichtungen stets
nachgekommen sind. Alle sollen
ihreAktienabschreibenundabge-
ben. Eine neue Firma unter Füh-

rungeinesgeheimnisvollenInves-
torssolldieAnlage inMünchwilen
retten,weiterentwickelnundzum
Erfolg führen. Dass dies möglich
ist,daranglaubtStadtratMatthias
Gfeller nach wie vor felsenfest.
Deshalb will er mit Biorender bis
2036 Abnahmeverträge schlies-
sen. Der Gas-Aufpreis sinkt dabei
von 29 auf 15Rappen.

Die 17 Millionen der Banken
DerPlan, denGfeller gesternprä-
sentierte, sieht vor, dass auch die
beteiligten Banken beträchtliche

Abstriche machen müssen. Die
Acrevis-Bank inSt.Gallen, dieAl-
pha-Rheintal-Bank inHeerbrugg
unddieAlternativeBankSchweiz
werden laut Gfeller «wohl mehr
als die Hälfte» jener 17Millionen
Frankenabschreibenmüssen, die
sie inBiorender investiert haben.
InWinterthur ist politisch wie-

der Hochdruck angesagt: Schon
am 15. Septembermuss das Parla-
ment über Gfellers Anträge ent-
scheiden, die gestern publik wur-
den. Kann dieser Zeitplan nicht
eingehaltenwerdenoderweistder

Rat Gfellers Plan zurück, riskiert
Winterthur,dassdieBiorenderAG
in Konkurs geht. In den anderen
Städten, soGfeller,braucheeskei-
nen Parlamentsbeschluss, ausser
in Wil. Doch Wil gilt seit seinem
Ausstieg nicht mehr als Partner,
sondern als juristischer Gegner.
Gfeller sieht weder den Konkurs
noch den Ausstieg wie in Wil als
Option, beides sei nicht fair: «Wir
haben das Projekt gemeinsam be-
gonnenundsolltenesauchsolida-
risch zuEnde führen.»
Martin Gmür Seite 5

Spezialkonstruktion in brütten: Der pensionierte Ingenieur Hans Egli hat im Garten seiner Tochter eine
vier Meter hohe Bambuskuppel aufgestellt, die weltweit als Notunterkunft dienen könnte. Johanna Bossart Seite 9

Eine Weltneuheit aus Bambus

Schwierige
Revision
dinhard Die erste Version der
revidierten Bau- und Zonenord-
nung liess in Dinhard die Wogen
hochgehen. 72 Einwendungen
sind während der Auflage einge-
gangen. InderFolge verschobder
Gemeinderat die Abstimmung
und stellte eine zweite Version
vor. An verschiedenen Stellen
ging er auf dieEinwendungenein,
einige Aufregung war aber auch
durch unklare Formulierungen
entstanden.WeitereVerärgerung
löste das Hinweisinventar für
schutzwürdigeGebäudeaus.Ein-
wohner ärgern sich über das
Nichtvorhandensein vonRekurs-
möglichkeiten und dass sie über
Aufnahmen ins Inventarnicht in-
formiert werden. nid Seite 9

Lehren aus dem Unwetter
WaSSerSchaden Trotz Rück-
haltebecken haben die Unwetter
Mitte Juli in Rickenbach für

Überschwem-
mungen ge-
sorgt.DasHaus
von Martin
Schürch (Bild)
wardavon stark
betroffen. Sein
Schaden be-

läuft sich auf rund 120000 Fran-
ken. Total beziffert die Gebäude-
versicherung Kanton Zürich die
Schadensumme in Rickenbach

und Wiesendangen, den beiden
am stärksten betroffenen Ge-
meinden, auf eine Million Fran-
ken.Dies sei keinExtremereignis.
Während der Kanton in Ri-

ckenbach demnächst die Ergeb-
nisse seiner Hochwasseranalyse
aneinemInformationsabendprä-
sentierenwill, greifenFeuerwehr
undZivilschutz inWiesendangen
zu ungewöhnlichen Mitteln: Sie
wollen Sandsäcke für neun Fran-
ken pro Stück an die Einwohner
abgeben. Die Meinungen dazu
sind geteilt. fam Seite 3

Drehscheibe für Rohstoffe
Genf Sei es Rohöl, Getreide,
Kaffee, Zucker oder auch Baum-
wolle: Kein Hotspot der Welt ist
für den wachsenden Handel mit
diesen Rohstoffen bedeutender
als Genf. Die meisten der gehan-
delten Güter berühren allerdings
nie Schweizer Boden. Getreide
beispielsweise wird von Genf aus
verschoben aus Produktionslän-
dern in Nordamerika in bevölke-
rungsreiche Staaten wie Ägypten
oder Indonesien.

Das Geschäftsmodell internatio-
nalerRohstoffhandel ist komplex
und schwerdurchschaubar. Ihren
Profit schlagen sie aus cleverem
ManagementderHandelsrisiken,
bei derenAbsicherungBörsenge-
schäfte eine Rolle spielen. Gross-
konzerne beherrschen das Roh-
stoffgeschäft. Das erzeugt inter-
nationalenDruckauf die Schweiz.
Der Bundesrat will vorsichtig die
Regeln verschärfen. jsz, lm, cab

Seite 26

Reaktion
auf Kritik
Bern Ein Ressortleiter im Seco
hat sich über langeZeit bestechen
lassen. Im Untersuchungsbericht
wird auch an zwei Vorgesetzten
des Ressortleiters Kritik geübt.
Einervon ihnen istSergeGaillard,
der von 2007 bis 2012 die Direk-
tion fürArbeit imSeco leitete. Ihm
wirdvorgeworfen,erhabederEin-
haltung des Beschaffungsrechts
nichtdie«angemessenePriorität»
eingeräumt. Gaillard, der heute
Direktor der Eidgenössischen Fi-
nanzverwaltung ist, erklärte ges-
tern auf Anfrage, er bedaure sehr,
«dass wir uns erst sehr spät mit
dem Beschaffungswesen beschäf-
tigt haben». phh Seite 25

Nein zu
einer Kasse
Bern Die Mehrheit der Stimm-
bürger will die SP-Volksinitiative
für eine Einheitskrankenkasse
gemäss der SRG-Trendumfrage
zurAbstimmungvom28. Septem-
ber ablehnen. Bei der Mehrwert-
steuerinitiative sind dieMeinun-
gengemässdemForschungsinsti-
tut GFS Bern dagegen noch nicht
gemacht. Bei der Volksinitiative
«Für eine öffentliche Kranken-
kasse» hätten am 12. August 51
Prozent bestimmt oder eher da-
gegen gestimmt. 40 Prozent hät-
ten eher ein Ja in dieUrne gelegt.
9 Prozent seien noch unent-
schlossen. sda Seite 27

Mehr «Unti» verlangt
zürich Die reformierte Kirche
hat in den letzten zehn Jahren
denReligionsunterricht kontinu-
ierlich ausgebaut. 2004absolvier-
te ein reformiertes Kind bis zur
Konfirmation insgesamt 102
Stunden. Heute sind es 192 Stun-
den. Der «Unti» beginnt neu be-
reits ab zweiter Klasse mit der
«minichile».DieserAusbau ist im
religionspädagogischen Gesamt-

konzept der reformierten Kirche
festgelegt und für alle 179 Kirch-
gemeinden verbindlich. Die Um-
setzungbegann2004und sollmit
dem Schuljahr 2014/2015 abge-
schlossen werden. Projektleiter
Frieder Furler zieht eine positive
Bilanz. In Elternkreisen werden
der früheEintritt undzusätzliche
Stunden allerdings kontrovers
diskutiert. hz Seite 21
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Der holprige Weg durch die BZO-Revision
DinharD Die revidierte Bau- und Zonenordnung hat in
Dinhard zu 72 Einwendungen geführt. Auch das neu erstellte
Hinweisinventar für schutzwürdige Gebäude erhitzt die
Gemüter: Die Einträge können nicht angefochten werden.

Mehr als ein Jahr ist die neue
Bau-undZonenordnung (BZO) in
Dinhard im Verzug. Nicht nur
weil es sich laut Gemeindepräsi-
dentPeterMatzingerumein sehr
umfassendes Projekt handelt,
sondernauchweil 72Einwendun-
gen dagegen eingegangen sind.
Die grosse Anzahl führte dazu,
dass eine vorbereitende Gemein-
deversammlung eingeschoben
und die Abstimmung auf den
20. Januar 2015 vertagt wurde.
Am Donnerstag präsentierte

der Gemeinderat nun die Ände-
rungen. Der Grossteil, 42 Ein-
wendungen, bezog sich auf die
Bauordnung. Davon waren fünf
teilweise und fünf vollständig be-
rücksichtigt worden. Auf ein be-
stimmtesAnliegenausder letzten
Versammlung konnte nicht ein-
gegangen werden: die neue BZO
gleich lang wie die alte zu halten.

«Sie ist etwa umdieHälfte länger
geworden», sagte Bauingenieur
Peter Gasser. Das habe auch mit
neuen Themen zu tun, die aufge-
nommen werden mussten, wie
die Gewerbezone oder Sonnen-
energie.Auch sei es dasZiel gewe-
sen, die BZO möglichst umfas-
send zu gestalten.

Obligatorische Fachberater
MehrereEinwendungenbetrafen
denBeizug vonFachgremienoder
-beratern. Diese sind obligato-
risch, falls einBauvorhaben inder
Kernzone von den Bestimmun-
genderBZOabweicht.DieKosten
der Beurteilung gehen zulasten
der Bauherrschaft.
Einigen Dinertern stiess es

sauerauf,dassexterneBeraterbe-
zahltwerden sollen, wenn amEn-
de der Gemeinderat selber das
Bauvorhaben bewilligen muss.

Matzinger setzte dem entgegen,
dass in der Gemeinde schon im-
mereinFachberaterangestellt ge-
wesen sei. «Ichwürde jedemBau-
herrn empfehlen, sich schon bei
derPlanungberatenzu lassen.»Er
betonte, dass die Beurteilung nur
bei AbweichungenVorschrift ist.
An verschiedenen Stellen wur-

den Artikel umformuliert, um sie
verständlicher zu machen. Etwa
wennesumbezeichneteFassaden
ging. Matzinger relativierte denn
auch: «Nur die Fassade muss am
gleichen Ort bleiben. Es kann
auch ein Neubau entstehen, der
nach hintenmehr Volumen hat.»
Weiter wurden die eingetrage-

nen Freiraumflächen in den
Kernzonenmassiv reduziert.Nur
aneinzelnenOrtenblieben sie be-
stehen, etwa als Parkplatzfläche
bei Restaurants. Massive Ände-
rungenerfuhr auchderArtikel zu
Dachflächenfenstern.Neu gibt es
in der Wohnzone keine Richtli-
nien mehr für deren Grösse. In
der Kernzone wurde das Maxi-
mum von 0,3 Quadratmetern auf

0,6 angehoben. Matzinger wies
hier auf die Möglichkeit von
Lichtbändern hin, die auch zur
Helligkeit beitragen können.

Keine Rekurse möglich
EinNebenschauplatz tat sichmit
demHinweisinventar für schutz-
würdige Gebäude auf. Verschie-
dene Punkte hatten hier zu Ärger
und Verwirrung geführt. Zum
einen, weil das Inventar als Arti-
kel in der ersten Version der BZO
aufgeführt worden war. In der

überarbeiteten Fassungwurde es
gestrichen, da es sich um ein be-
hördenverbindliches Instrument
handelt und nicht, wie der Rest
der Nutzungsplanung, um ein
eigentümerverbindliches.DieEx-
pertendesKantonshattenbei der
Vermischung interveniert.
Verärgerung lösten zum ande-

renzweiweiterePunkte aus.Über
die Aufnahme eines Gebäudes in
das Inventar entscheidet allein
die Behörde, Eigentümer haben
hier keine Möglichkeit für einen

Rekurs. Sie werden über die Auf-
nahme auch nicht informiert, die
Liste liegt nur öffentlich auf.
Als Grund gibt der Gemeinde-

rat an, dass bei einer schriftlichen
Mitteilung automatisch die ein-
jährige Frist zur Abklärung der
tatsächlichen Schutzwürdigkeit
startet. Das sollte sie aber erst bei
konkreten Anfragen seitens der
Eigentümer. Wird das Gebäude
nach der Abklärung tatsächlich
geschützt, kann dagegen vorge-
gangenwerden. Nicole Döbeli

WAs DiE AufnAHmE ins invEntAr BEDEutEt

Damit ein Gebäude in das Hin-
weisinventar für schutzwürdige
Gebäude aufgenommen wer-
den kann, müssen festgelegte
Kriterien erfüllt sein. Abgeklärt
wird das durch den Gemeinde-
rat und Architekten vor Ort. Er-
füllt das Haus mindestens zwei
Kriterien im Katalog, wird es
zum «bezeichneten Gebäude»
und ins Inventar aufgenom-

men. Dies stellt vorderhand erst
dessen Schutzwürdigkeit fest
und ist kein Schutzentscheid.
Zur definitiven Abklärung kann
es in zwei Fällen kommen. Ers-
tens, wenn der Eigentümer dies
ausdrücklich wünscht und ein
aktuelles Interesse glaubhaft
machen kann. Zweitens, wenn
ein konkretes Bauvorhaben vor-
liegt. Der Gemeinderat setzt in

der Folge eine Jahresfrist fest
und lässt durch Fachpersonen
ein Gutachten erstellen. Danach
fällt er den Entscheid, das Ge-
bäude, nur Teile davon oder gar
nichts als geschützt zu erklären.
Der Schutzentscheid kann an-
gefochten und auch Entschädi-
gungsfragen müssen geklärt
werden. Festgelegt sind die
Vorschriften vom Kanton. nid

Eine Bambuskuppel, die auf der ganzen Welt
zum Einsatz kommen könnte
Brütten Bambus lässt sich
nur schwer zusammensetzen.
Doch nun hat der ehemalige
Brüttemer Hans Egli ein
system erfunden, mit dem
not- und Wohnunterkünfte
in Entwicklungsländern
erstellt werden könnten.

InBrütten steht derzeit eine ech-
te Weltneuheit: eine vier Meter
hoheKuppel ausBambusstangen,
die in Drei-, Fünf- und Sechs-
eckenangeordnet sind.DasHerz-
stück der Konstruktion bilden
Manschetten aus Metall, die mil-
limetergenauverstellbar sindund
die unterschiedlich dicken Bam-
busstangenzusammenhaltenund
stabilisieren. Entwickelt hat das
Patent der pensionierte Inge-
nieur Hans Egli.Weil der 79-Jäh-
rige an seinemheutigenWohnort
in Eschlikon TG zu wenig Platz
hat, ist er auf den Garten seiner
Tochter in Brütten ausgewichen,
wo er selber früher gelebt hat.
DieErfindung ist in ersterLinie

für Entwicklungsländer gedacht,
wo Beton zum Bauen rar ist. So
könnten einfache Not- und
Wohnunterkünfte aus Bambus
oder auch Holz erstellt werden.
Aber auch eine Nutzung in Hö-
henlagen bei uns ist denkbar. Ne-
ben der Kuppel sind auch andere
Konstruktionen möglich: etwa
Unterstände oder Gerüste.

Haiti als Auslöser
«In Entwicklungsländern hat es
zwar viel Bambus, aber der gute
Baustoff lässt sich nicht so ein-
fach zusammensetzen», erklärt
Egli. Das Problem: Die Bambus-
stangenwachsen nicht kerzenge-
rade und weisen diverse Grössen
und Wandstärken auf. Einfache
Konstruktionen, die mit Seilen
oderSchraubenzusammengehal-
ten werden, sind nicht stabil ge-
nug. Trotzdem werden sie zum
Teil noch immer für den Gerüst-
baugenutzt. «ÜberEinsturzopfer
spricht einfach niemand.»
Bei anderen Bambuskonstruk-

tionen handelt es sich jeweils um
Einzelanfertigungen. Daher hat
sichEgli hinter einePatentlösung
geklemmt.Auslöserdafürwardas
Erdbeben in Haiti, wo Notunter-
künfte ein Problemwaren. «Dort
hätte es auch Bambus, aber man
kann ihn nicht richtig nutzen.»
Erste Überlegungen hat Egli

bereits vor zwei Jahrenangestellt.

In diesem April ist seine Patent-
anmeldung publiziert worden.
EndeSeptember sollte dasPatent
erteiltwerden.Recherchenhaben
ergeben, dass es für Bambusver-
bindungen tatsächlich nur Ein-
zellösungen gibt. Eglis System
lässt sich dagegen auf praktisch
alle Bambusstangen anwenden.

20000 Franken investiert
Für den Prototyp hat der Tüftler
kurzerhand selberHandangelegt.
20000 Franken hat Egli in das
Material investiert.UmdieKons-
truktion im Boden zu verankern,
wären Betonfundamente von
Vorteil. «Es funktioniert aber
auch mit Holzpfählen oder Stei-
nen», so Egli. Für dieManschette
hat er eine automatisierte Pro-
duktion entwickelt, damit diese
serienmässig hergestellt werden
könnte. Die Exemplare für die
Testkuppel liess er in einerPfäffi-
ker Firma produzieren. Womit
die Kuppel bedeckt werden soll,
überlässt er anderen Tüftlern.
Wie die Hilfsorganisationen

auf seine Erfindung reagieren
werden, weiss Egli noch nicht.
Bisher hat er zwei Anfragen aus
Indien erhalten. «Es ist ein gros-
ser Markt.» Trotzdem macht er
sichkeine allzu grossenHoffnun-
gen. Ein bisschen graut ihm so-
wieso vor dem Stabilitätstest bei
der Empa. «Das kostet wiederum
viel Geld.»

Rund um die Welt im Einsatz
Egli engagiert sich bereits länger
für die Entwicklungshilfe. Die
Stiftung Swisscontact hat ihn
2000 ins Projekt Senior Expert
Corps geholt, das von der Direk-
tion fürEntwicklungundZusam-
menarbeit (Deza) unterstützt
wird. Dabei handelt es sich um
einenPool anpensioniertenBau-
fachleuten, die ehrenamtlich Be-
triebe in Entwicklungsländern
unterstützen. Sein nächster Ein-
satz wird in Kathmandu sein.
Zuvor war Egli, der in Brütten

alsBauernsohnaufgewachsen ist,
Baustellenmanager bei ABB und
Alstom. Er hat für beide Firmen
praktisch inder ganzenWelt ther-
mische Kraftwerke gebaut. «Nur
inGrönlandnicht.»Ursprünglich
hat Egli Zimmermann gelernt,
später absolvierte er die Polier-
fachschule und bildete sich am
Abendtechnikum im Hochbau
weiter. FabioMauerhofer

Dass seine Erfindung funktioniert, beweist der pensionierte Ingenieur Hans Egli mit einer vier Meter hohen
Kuppel aus Bambus und Holz im Garten seiner Tochter in Brütten. Johanna Bossart

InKürze
Brütten

Vernehmlassung zu
neuem Reglement
Der Gemeinderat Brütten arbei-
tet an einer Teilrevision des Ab-
fall- undGebührenreglementes.
Die gültige Version entspricht
nichtmehr den heutigen Gege-
benheiten. Das neue Reglement
ist auf der Gemeinde-Website
aufgeschaltet. Die Vernehmlas-
sung läuft bis EndeOktober. red

Zell

Beitrag an
das Chortheater
Das Zeller Chortheater plant
zwischen August undOktober
des nächsten Jahres die Auffüh-
rung einesMusicals. Der Zeller
Gemeinderat unterstützt das
Projektmit einem einmaligen
Defizitbeitrag von 5000 Fran-
ken, wie er im jüngsten Verhand-
lungsbericht vermeldet. red

Hilfe für
Unwetter-
betroffene
turBenthal Die Gemeinde
turbenthal unterstützt die
Patenschaft für Berg-
gemeinden mit 5000 franken.
sie fliessen in einen fonds,
der den Betroffenen der
unwetter vom Juli hilft.

Die starken Regenfälle haben in
den Kantonen Bern und Luzern
und angrenzenden Gebieten zu
Erdrutschen und Überschwem-
mungen geführt. Im Emmental,
der am stärksten betroffenen Re-
gion, traten Bäche über die Ufer,
standen Strassen unter Wasser
und wurden Dutzende Gebäude
überflutet. Schlammlawinen ver-
wüstetenWiesen undFelder. Der
Fonds der Patenschaft stellt vor-
erst eine Million Franken für
Sofortmassnahmen zur Verfü-
gung.DieseSoforthilfe soll es den
finanzschwachenBerggemeinden
erleichtern, dieAufräumarbeiten
und den Wiederaufbau rasch an-
zugehen.
DerTurbenthalerGemeinderat

erachtet es im Sinne der gelebten
Solidarität als angemessen, die
stark geschädigten Regionen zu
unterstützen, heisst es im jüngs-
ten Verhandlungsbericht. red


